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33. Änderung des Flächennutzungsplanes und 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 15 der Gemeinde Langenhorn 
Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Zusammenfassend für die von mir zu vertretenden öffentlichen Belange und die beteiligten Abtei-
lungen meines Hauses nehme ich zu dem Entwurf wie folgt Stellung: 
 
Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde 
Zum F+B-Plan 
Im Bebauungsplan Nr. 15 wurden im nordöstlichen Teilgebiet Flächen für Abwasserbeseiti-
gung/Regenwasserrückhaltebecken sowie Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
der Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt. Bei letzterer handelt es sich zusam-
men mit der Aufweitung des vorhandenen Grabens um die Ausgleichmaßnahme für die mit dem 
Bebauungsplan verbundenen Eingriffe. Hier wurde die Anlage einer Streuobstwiese festgesetzt. 
Mit der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 15 wurden diese Flächen nun ohne jegliche Bezug-
nahme in der Begründung aus dem Bebauungsplan gestrichen. Zumindest die Ausgleichsflächen 
sind jedoch weiterhin als Bestandteil des Bebauungsplans darzustellen und die dort erforderlichen 
Maßnahmen festzusetzen. Insofern diese nicht mehr als Ausgleichsfläche genutzt werden sollen, 
ist diese zu verlegen und entsprechend in der Bauleitplanung abzuarbeiten. 
Innerhalb dieser als Ausgleichsfläche ausgewiesen Fläche befinden sich gemäß Luftbild von 2024 
mehrere bauliche Anlagen. Hierbei handelt es sich um eine Hütte mit Terrasse und Zuwegung 
über einen Steg/Weg am Retentionsbecken sowie ein Turm im südlichen Bereich der Ausgleichs-
fläche. Innerhalb der ausgewiesenen Ausgleichfläche sind bauliche Anlagen generell unzulässig. 
Die baulichen Anlagen sind daher unverzüglich rückstandlos zurückzubauen. Die Ausgleichsfläche 
darf zukünftig nur noch für den dafür vorgesehenen Zweck genutzt werden. 
Ich weise darauf hin, dass die baulichen Anlagen auch dann zurückzubauen sind, wenn die Aus-
gleichsfläche verlegt werden sollte. Gemäß § 14 Abs. 1 BNatSchG i. V. m. § 8 Abs. 1 Satz 1 Ziff. 1 
LNatSchG handelt es sich bei der Errichtung von baulichen Anlagen auf bisher baulich nicht ge-
nutzten Grundflächen außerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile um einen Eingriff in 
Natur und Landschaft und bedürfen daher einer naturschutzrechtlichen Genehmigung. Eine solche 
Genehmigung wird nicht in Aussicht gestellt. 
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Ferner werden die Bereiche östlich und nordöstlich der geplanten Lagerfläche ebenfalls als Lager-
flächen für Bodenmaterial und ähnliches genutzt (Flurstücke 21/4 und 167, Flur 19). Bei der Auf-
schüttung von mehr als 30 m² Boden und/oder 1.000 m² betreffende Fläche sowie bei der Anlage 
oder wesentlichen Änderung von Lagerplätzen im Außenbereich handelt es sich ebenfalls um ei-
nen Eingriff in Natur und Landschaft gemäß § 14 Abs. 1 BNatSchG i. V. m. § 8 Abs. 1 Satz 1 Ziff. 2 
und 3 LNatSchG. Da diese nicht als Lagerplätze ausgewiesen werden sollen, sind die sämtliche 
Ablagerungen rückstandslos zu entfernen und die zukünftige Nutzung als Lagerplatz ist zu unter-
lassen. 
 
Der für die mit der 1. Änderung zum Bebauungsplan Nr. 15 verbundenen Eingriffe erforderliche 
Ausgleich soll gemäß Kapitel 6.4 der Begründung zum Bebauungsplan über das angrenzende 
Flurstück 21/4, Flur 19 in der Gemarkung und Gemeinde Langenhorn erbracht werden. Konkrete 
Angaben zur Ausgleichsfestsetzung wurden zum jetzigen Zeitpunkt nicht getroffen, sodass hierzu 
keine abschließende Beurteilung getroffen werden kann. 
Ich weise darauf hin, dass es sich bei der Fläche größtenteils nicht um eine landwirtschaftliche 
Nutzfläche, sondern um eine Art Sukzessionsfläche handelt. Es ist hier daher zu überprüfen, ob 
und in welcher Form eine naturschutzrechtliche und –fachliche Aufwertung stattfinden kann. 
 
Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB hat der Ausgleich durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen 
nach den §§ 5 und 9 als Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich zu erfolgen. Die Ausgleichsflä-
che ist somit in der Planzeichnung als auch in der textlichen Festsetzung zum Bebauungsplan als 
Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft aufzunehmen. 
Das Pflege- und Entwicklungskonzept der Ausgleichsfläche ist in Kurzform in der textlichen Fest-
setzung darzustellen und entsprechend in der Begründung zum Bebauungsplan ausführlich auszu-
arbeiten. 
 
Stellungnahme der unteren Wasserbehörde 
Zum B-Plan 
Die Auswirkungen auf die Wasserhaushaltsbilanz sind nach A-RW 1 „Wasserrechtliche Anforde-
rungen zum Umgang mit Regenwasser - Teil 1: Mengenbewirtschaftung“ (gemäß Einführungser-
lass des MELUND und des MILI vom 10.10.2019) für den Geltungsbereich des B-Plan nachzuwei-
sen. Anforderungen an eine eventuell erforderliche Behandlung des Niederschlagswassers vor Ab-
leitung oder Versickerung nach DWA A 138 (Okt 2024) sind zu beachten. 
 
Stellungnahme des FD Klimaschutz und nachhaltige Raumentwicklung, Planung 
Ich weise zum Bebauungsplan beratend auf folgendes hin: 

 Zur textlichen Festsetzung Nr. 1.(1): es ist nicht ersichtlich, warum das Teilgebiet TG 1 aus-
nahmsweise der besonderen Art „Hobbyraum“ dienen soll. Zunächst sollte erläutert werden, 
was unter der Nutzung „Hobbyraum“ konkret zu verstehen ist. Wenn eine bestimmte Art der 
baulichen Nutzung zulässig sein soll, sind gem. §1 Abs. 9 BauNVO besondere städtebauliche 
Gründe anzuführen, die den Planungsunterlagen nicht zu entnehmen sind. 

 Zur textlichen Festsetzung Nr. 2.(1): Ich weise darauf hin, dass die Höhenfestsetzung unprä-
zise ist. Der Bezugspunkt muss nach aktueller und laufender Rechtsprechung auf Ebene des 
Bebauungsplans abschließend festgelegt sein. Der Bezugspunkt gem. § 18 Abs. 1 ist in der 
vorliegenden 1. Änderung des Bebauungsplanes nicht bestimmt. Ich weise deswegen darauf 
hin, dass ungenaue Höhenfestsetzungen nach laufender Rechtsprechung regelmäßig 
zur Nichtigkeit des gesamten Bebauungsplans führen (Ich verweise in diesem Zusammen-
hang auf OVG Schleswig, Urt. v. 25.04.2002, 1 K 9/01 und VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 
09.05.2019 – 5 S 2015/17) und empfehle daher verbindliche Höhenbezugspunkte festzuset-
zen. Darüber hinaus ist zu überlegen, ob anstelle der Firsthöhe eine von der Dachform unab-
hängige Gebäudehöhe, z.B. als Oberkante (OK) festgesetzt wird, da durch örtliche Bauvor-
schriften keine Dachformen vorgegeben werden, also auch Dachformen zulässig sind, die kei-
nen First haben. 

 Zur Begründung:  
Planungsvorgaben Flächennutzungsplan 
Hier wird nur auf den ursprünglichen Flächennutzungsplan, nicht aber auf die 11. Änderung 
Bezug genommen, die parallel zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 15 durchgeführt und 
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mit der das Plangebiet als gewerbliche Baufläche dargestellt wurde. Die 11. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes ist 2005 wirksam geworden. 
Erläuterung der Nutzungsart „Hobbyraum“  
Zunächst sollte der Begriff „Hobbyraum“ erläutert werden, d.h. was ist unter dieser Nutzungsart 
konkret zu verstehen. Es wird davon ausgegangen, dass es sich bei dieser Art der Festsetzung 
um die ausnahmsweise Zulässigkeit einer bestimmten Art der baulichen Nutzung gem. § 1 
Abs. 9 BauNVO handelt. Diese Art der Feinsteuerung erfordert besondere städtebauliche 
Gründe, die zu ergänzen wären. 
Erläuterung Firsthöhe 
die im B-Plan festgesetzte Firsthöhe von max. 10,0 m sowie die Bestimmung eines eindeutigen 
Bezugspunktes gem. § 18 Abs. 1 BauNVO sollte in der Begründung erläutert werden. 
Berücksichtigung von Belangen des Klimaschutzes : 
Ich weise beratend darauf hin, dass im Baugesetzbuch Belange des Klimaschutzes und der 
Anpassung an die Folgen des Klimawandels an mehreren Stellen verankert und somit in der 
weiteren Planung zu berücksichtigen sind:  
In § 1 Absatz 5 BauGB wird als Grundsatz definiert, dass Bauleitpläne unter anderem dazu 
beitragen sollen, den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadt-
entwicklung, zu fördern. In den ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz ist festgelegt, 
dass den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel 
entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rech-
nung getragen werden soll (§ 1a Absatz 5 BauGB). Ferner benennt das Baugesetzbuch in § 1 
Absatz 6 Nummer 7 BauGB die Belange des Umweltschutzes, die bei der Aufstellung von Bau-
leitplänen zu berücksichtigen sind. Hierzu zählen auch das Klima sowie die Nutzung erneuer-
barer Energien und die sparsame und effiziente Nutzung von Energie. Den Erfordernissen des 
Klimaschutzes ist somit explizit Rechnung zu tragen und da diese dementsprechend auch in 
der Abwägung zu berücksichtigen sind, sollte auch in der Begründung darauf eingegangen 
werden. 
Weitere Informationen sowie Handreichungen zu geeigneten Instrumenten und konkrete Fest-
setzungsvorschläge finden Sie auf der Internetseite des Fachdienstes Klimaschutz und nach-
haltige Raumentwicklung des Kreises Nordfriesland. 
Neue Verkehrstechnologien, ÖPNV, Rad: 
Außerhalb planungsrechtlicher Festsetzungen können z.B. Vorkehrungen für neue Verkehrs-
technologien (insbesondere Elektromobilität) dazu beitragen, Energiesparpotentiale auszu-
schöpfen und den Klimaschutz nachhaltig zu verbessern. 
Neben der Anbindung an das Straßennetz für den motorisierten Individualverkehr sollte auch 
besonderes Augenmerk auf die Erreichbarkeit mit ÖPNV und Fahrrad gelegt werden. 

 
Zum Flächennutzungsplan weise ich auf folgendes hin: 

 Zur Planzeichnung werden keine Hinweise vorgebracht. 

 Zur Begründung 
Berücksichtigung von Belangen des Klimaschutzes : 
Auch hier sollten die Belange des Klimaschutzes in der Begründung thematisiert werden, siehe 
Bebauungsplan. 

 
Stellungnahme der unteren Bauaufsichtsbehörde 
Zum B-Plan 

- Im Teilbereich 1 ist die Nutzungsart „Hobbyraum“ zu überprüfen bzw. zu ändern und die 
Nutzung konkreter zu beschreiben. 

 
Stellungnahme des FD Bauen und Ordnung, Brandschutz 
Zum B-Plan 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes muss als Grundschutz eine Löschwasserversor-
gung von mindestens 96 m³/h für eine Dauer von zwei Stunden sichergestellt werden. Zur Lösch-
wasserentnahme sind an geeigneter Stelle Unterflurhydranten PN 16 nach DIN 3221 bzw. Über-
flurhydranten PN 16 nach DIN 3222 einzubauen. Die Abstände von Hydranten auf Leitungen in 
Ortsnetzen, die auch der Löschwasserversorgung (Grundschutz) dienen, dürfen dabei 150 m nicht 
übersteigen. Für den ersten Löschangriff zur Brandbekämpfung und zur Rettung von Personen 
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muss in einer Entfernung von maximal 75 m Lauflinie bis zum Zugang des Grundstücks von der 
öffentlichen Verkehrsfläche eine Entnahmestelle (Hydrant) vorhanden sein. 
Die Standorte der Hydranten sind mit Hinweisschildern für die Feuerwehr nach DIN 4066 zu kenn-
zeichnen. 
Sofern die erforderliche Löschwassermenge nicht allein über das öffentliche Wasserversorgungs-
netz sichergestellt werden kann, ist eine zusätzliche unabhängige Löschwasserversorgung (z. B. 
über Löschwasserbrunnen nach DIN 14220, offene Gewässer, unterirdische Löschwasserbehälter 
nach DIN 14230) herzustellen. 
 
Stellungnahme der unteren Denkmalschutzbehörde 
Zum F+B-Plan 
Aus denkmalrechtlicher Sicht geht von dem Vorhaben für die Umgebung des benachbarten Kultur-
denkmals (Dorfstraße 220; Entfernung ca. 200m) keine wesentliche Beeinträchtigung aus, bzw. 
denkmalrechtliche Bedenken können zurückgestellt werden. 
 
 
Von den anderen beteiligten Abteilungen meines Hauses wurden keine Anregungen gemacht. 
 
Eine Kopie meiner Stellungnahme werde ich an das Innenministerium in Kiel zur Kenntnisnahme 
senden. 
 

 


